Aquakultur

Der Aufwärtstrend der letzten Jahre setzt sich fort. Da der weltweite Fischkonsum ansteigt und die Versorgung mit Wildfängen aufgrund von Überfischung nicht weiter erhöht werden kann, werden immer mehr Fische in Aquakulturen produziert. Im Jahr 2003 stammten 36% der Fische aus Aquakulturen, 2004 lag der Anteil schon bei 43% und umfasste 59,4 Millionen Tonnen in einem Wert von 70,3 Milliarden US-Dollar. Topproduzent ist China mit 69,9% aller gefarmten Fische. Die EU bedient nur für 3,5% der weltweiten Produktion, für manche Spezies ist sie jedoch wichtigster Lieferant (Forelle, Karpfen, Lachs) (State of World Aquaculture: 2006. FAO Fisheries Technical Paper, Rome 2006).

Verbindliche Haltungsvorschriften auf nationaler und EU-Ebene fehlen, obwohl sie dringend notwendig wären. Immerhin hat das Ständige Komitee des Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in Landwirtschaftlichen Tierhaltungen am 5.Dezember 2005 Empfehlungen zur Haltung von Zuchtfischen verabschiedet (Empfehlung zur Haltung von Zuchtfischen des Ständigen Komitees des Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen vom 5. Dezember 2005). Seit 1992 wurde an dieser Empfehlung gearbeitet – nun im Juni 2006 trat sie endlich in Kraft. Der allgemeine Teil des Dokuments regelt die Haltung und den Umgang mit Fischen. Die Vorgaben sind jedoch zu unbestimmt gehalten. Das Ziel, mehr Schutz für die Fische zu erreichen, kann leicht untergraben werden (Bündnis Tierschutz (2005): Stellungnahme zum Vorschlag des Ständigen Komitees des Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen für eine Empfehlung zur Haltung von Zuchtfischen T-AP (97), letzte Version). Der dringend notwendige Forschungsbedarf für eine tierschutzgerechte Haltung von Fischen wird deutlich. Die Empfehlung schafft jedoch immerhin eine erste rechtsverbindliche Vorschrift. Innerhalb der nächsten fünf Jahre soll der allgemeine Teil überarbeitet werden und um spezielle Haltungsempfehlungen für verschiedene Fischarten sowie einen Anhang zum Thema „Betäuben und Töten“ ergänzt werden. 

Ein Entwurf des Anhanges „Betäuben und Töten“ wurde im November 2005 erstellt (Draft Appendix on emergency stunning and killing methods standing from the recommendation concerning farmed fish. Standing Committee of the European Convention for the protection of animals kept for farming purposes (T-AP (2005) 2, 28. November 2005). Der Deutsche Tierschutzbund, der Bund gegen den Missbrauch der Tiere und der Bundesverband Tierschutz haben dazu gemeinsam als BÜNDNIS Tierschutz Stellung genommen (Stellungnahme zum Vorschlag des Ständigen Komitees des Europäischen Übereinkommens zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen Tierhaltungen für einen Anhang zum Thema “Betäuben und Töten” (TAP (2005) 2) der Empfehlung zur Haltung von Zuchtfischen. BÜNDNIS Tierschutz, 09.01.2006) und gefordert, dass alle Betäubungs- und Tötungsmethoden, die lediglich wirtschaftliche und arbeitstechnische Vorteile mit sich bringen, auszuschließen und nur jene Tötungsmethoden zugelassen sein sollten, die eine schnelle Bewusstlosigkeit der Fische herbeiführen und eine möglichst kurze Leidenszeit mit sich bringen. Die Wissenschaft ist sich zunehmend einig, dass Fische Angst und Schmerzen empfinden können (Sneddon L.U., Braithwaite V.A., Gentle M.J. (2003a): Do fish have nociceptors? Evidence for the evolution of a vertebrate sensory system. Proceedings of the Royal Society, London, Series B 270: 1115-1121) und umso wichtiger ist es, diesem Aspekt bei der Erstellung einer solchen Empfehlung Rechnung zu tragen.
Die Haltung von Pelztieren
Am 3. November hat der Bundesrat dem Entwurf der zweiten Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung, welche die Haltung von Pelztieren regelt, zugestimmt (Beschluss des Bundesrates zur zweiten Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung vom 03.11.2006, Drucksache 718/06). Er folgte damit der Empfehlung des Agrarausschusses, der dem Verordnungsentwurf am 16. Oktober 2006 mit großer Mehrheit zugestimmt hatte (Empfehlungen der Ausschüsse zur Zweiten Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung vom 20.10.2006, Drucksache 718/06). Damit treten in Deutschland erstmalig rechtsverbindliche Vorschriften für das Halten von Pelztieren in Kraft.

Die Verordnung sieht größere Platzvorgaben für die Tiere vor. Ferner sollen die Böden teilweise planbefestigt und die Haltungseinrichtungen mit Rückzugs- und Beschäftigungsmöglichkeiten ausgestattet sein. Für Füchse und Marderhunde sind zudem Grabflächen vorgeschrieben, für Chinchillas Sandbäder und für Nerze und Sumpfbiber Schwimmbecken. Rücksicht nehmend auf die Pelztierhalter wurden jedoch aus der Sicht des Tierschutzes viel zu lange Übergangsvorschriften geplant: So sollen die Innenhöhen der Käfige sowie Schwimmbecken für Nerze und Grabmöglichkeiten für Füchse erst 10 Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung zur Pflicht werden (Zweite Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (Pelztiere), Stand 25.05.2005, Drucksache 437/05).

Der Zustimmung zu der Verordnung war ein jahrelanges politisches Ränkespiel vorangegangen. Schon im Jahr 2001 hatte der CDU-dominierte Bundesrat die Bundesregierung aufgefordert, von der im Tierschutzgesetz enthaltenen Ermächtigung Gebrauch zu machen, für Pelztiere artgerechte Bedingungen für die Haltung vorzuschreiben (Entschließung des Bundesrates zur Pelztierhaltung auf Antrag des Landes Schleswig-Holstein, Drucksache 766/01, 769. Sitzung des Bundesrates am 9. November 2001). Vier Jahre später, Ende Mai 2005, legte die rot-grüne Bundesregierung einen entsprechenden Entwurf zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungs-Verordnung (Abschnitt Pelztiere) vor (Zweite Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (Pelztiere), Stand 25.05.2005, Drucksache 437/05). Obwohl die Pelztierhaltung in Deutschland nicht als landwirtschaftlicher Betriebszweig anerkannt ist, wurden die Haltungsvorschriften für Pelztiere in die Nutztierhaltungsverordnung integriert (Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes, BVerwG 3 C 7.04, OVG 4 LB 20/03; 9. Dezember 2004). Am 5. September 2005, wenige Tage vor der Bundestagswahl, verzögerte der Agrarausschuss des Bundesrates mit einer Mehrheit der CDU-regierten Länder von 10:6 eine baldige Entscheidung zu diesem Gesetzesentwurf. Als Begründung wurde angeführt, es müsse der Stand der wissenschaftlichen Forschungen zur Größe und Strukturierung der Haltungseinrichtungen für Nerze und zum Schwimmbecken für Nerze sowie zur Rechtslage und zum Stand der Haltungsanforderungen in anderen EU-Mitgliedstaaten erörtert werden (Entschließung des Bundesrates zur Pelztierhaltung (Drucksache 766/01) vom 05.09.2005). Warum diese Fakten nicht bereits in den vorangegangenen Jahren angefordert wurden, war nicht nachvollziehbar und parteipolitisches Kalkül konnte vermutet werden.

 

Diese Vermutung wurde bestärkt als am 16. Oktober 2006, fast genau ein Jahr später – Deutschland wurde inzwischen von der großen Koalition regiert - 14 der 16 Bundesländer im Agrarausschuss des Bundesrates für eine Verabschiedung des unveränderten Verordnungsentwurfes stimmten (Empfehlungen der Ausschüsse zur Zweiten Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung vom 20.10.2006, Drucksache 718/06). Wie aus einer Unterrichtung durch die Bundesregierung vom März 2006 hervorging (Unterrichtung durch die Bundesregierung vom 09.03.2006, Drucksache 203/06. Stellungnahme der Bundesregierung zu den Entschließungen des Bundesrates zur Pelztierhaltung, der Tierschutz-Schlachtverordnung, zum Verbot der Haltung bestimmter wildlebender Tierarten im Zirkus und zur Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung) standen die vom Agrarausschuss angeforderten Informationen über die Rechtslage und die Haltungsbedingungen in anderen EU-Ländern inzwischen zur Verfügung. Die Ergebnisse des ausgeschriebenen Forschungsprojektes zur Nerzhaltung hingegen werden erst in einigen Jahren bekannt sein. 

Der Deutsche Tierschutzbund setzt sich seit Jahren vehement für ein generelles Verbot der Pelztierhaltung ein. Die Verordnung zur Haltung von Pelztieren ist ein erster Schritt, denn die Haltungsvorschriften können die Lebensbedingungen der Tiere zumindest verbessern (Stellungnahme des Bündnis Tierschutz zum „Zweiten Entwurf zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung“ vom 11. März 2003). 
Import tierquälerischer Produkte

Imports, Export und Verkauf von Robbenprodukten

Proteste gegen das grausame Abschlachten der Robben gibt es bereits seit in den 60er Jahren die ersten Bilder von der kommerziellen Robbenjagd im Fernsehen ausgestrahlt wurden. Als Resultat und aufgrund des Niederganges der Sattelrobbenpopulationen führte die kanadische Regierung 1971 eine Quotenregelung für die Jagd ein (Atlantic Seal Hunt 2003-2005 Management Plan, Fisheries Resource Management – Atlantic Fisheries and Oceans Canada, Ottawa, Ontario). Die Populationen hatten Gelegenheit sich zu erholen, bis die Robben – zu Unrecht - für schuldig am Niedergang der Kabeljaubestände erklärt wurden und die kanadische Regierung 1996 die Fangquote kurzum wieder auf 250 000 Tiere erhöhte. Über 1,5 Millionen Robben wurden somit in den letzten vier Jahren getötet (Atlantic Seal Hunt 2003-2005 Management Plan, Fisheries Resource Management – Atlantic Fisheries and Oceans Canada, Ottawa, Ontario). 
Zwar wurde die Jagd auf so genannte whitecoats (Weißmäntelchen) und bluebacks (Blaurücken) - auch als Resultat des EU-Importverbotes von Produkten dieser Jungtiere - im Dezember 1987 verboten (Marine Mammal Regulations. SOR/93-56. The Canada Gazette, Part II, vol 127, no 4, 1993, 18 pp), dennoch sind heute noch der Hauptteil der getöteten Tiere, Jungtiere im Alter von 2 Wochen bis 3 Monaten (Daoust, P-Y., Crook, A., Bollinger, T.K., Campbell, K.G., Wong, J. (2002): Animal Welfare and the harp seal hunt in Atlantic Canada. Can Vet J; 43: 687-694). Auch in Norwegen gibt die Regierung jährlich Robben – sogar für Touristen – zum Abschuss frei.

Im Juni 2006 befasste sich der Tier- und Artenschutzausschuss des Europäischen Parlamentes mit der Robbenjagd in Kanada (Intergroup on the Welfare and Conservation of Animals. Report of the 223rd Session, 14th June 2006). Der Deutsche Tierschutzbund setzte sich dafür ein, dass die Deutschen Abgeordneten an dieser wichtigen Sitzung teilnahmen. Die Aktion wurde ein Erfolg: Im September 2006 forderte das Europäische Parlament in einer schriftliche Erklärung die EU-Kommission auf, eine Verordnung für ein Verbot von Import, Export und Verkauf von Produkten der Sattelrobben und Klappmützen vorzulegen (European Parliament, Written Declaration 0038/2006 <TitreRecueil>by <Depute>Carl Schlyter, Paulo Casaca, Karl-Heinz Florenz, Mojca Drčar Murko and Caroline Lucas</Depute> <Titre>on banning seal products in the European Union</Titre>. Lapse date: <DateForclusion>{07/09/2006}15.9.2006).
Noch vor der EU reagierte Deutschland auf diese Entwicklung: Die Fraktionen der CSU/CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen formulierten am 4.10.2006 in einem gemeinsamen Antrag an den Bundestag, ein EU-weites Importverbot zu fördern, aber ab sofort den Handel mit Robbenprodukten in Deutschland zu unterbinden (Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen, Einfuhr- und Handelsverbot für Robbenprodukte einführen, Drucksache 16/2755, 4.10.2006). Der Antrag wurde am 19.10.2006 in den Bundestag eingebracht und einstimmig angenommen (Protokoll der 57. Sitzung des Bundestages, Tagesordnungspunkt 19, Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN Einfuhr- und Handelsverbot für Robbenprodukte Drucksache 16/2755</DateForclusion>). 
Import von Hunde- und Katzenfellen

Schätzungsweise bis zu 500.000 Katzen- und 100.000 Hundefelle werden jährlich aus asiatischen Ländern nach Deutschland importiert (Intergroup on the Welfare and Conservation of Animals. Report, 17th May 2000). Weder die Einfuhr, noch das Verarbeiten oder der Verkauf von Hunde- und Katzenfellen in Form von Pelzen oder Rheumadecken ist hierzulande verboten. Italien, Dänemark, Frankreich, Belgien und Griechenland hingegen haben nationale Importverbote für die Einfuhr von Hunde- und Katzenfellen. 

Das Tierschutzgesetz (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 TSchG) ermächtigt das Bundesministerium dazu, die Einfuhr von Tieren oder Tiererzeugnissen aus einem Nicht-EU-Staat von der Einhaltung tierschutzrechtlicher Mindeststandards abhängig zu machen und sich diese durch eine Bescheinigung nachweisen zu lassen. Der Deutsche Tierschutzbund hat die Bundesregierung mehrfach aufgefordert, von dieser Ermächtigung Gebrauch zu machen und ein nationales Importverbot für Hunde- und Katzenfelle zu implementieren. Die Bundesregierung schiebt diese Verantwortung jedoch rigoros auf die EU ab. Bundesminister Horst Seehofer erklärte im Juli 2006, er halte es für besonders dringlich, dass die EU-Kommission einen geeigneten Vorschlag für ein EU-weites Einfuhrverbot für Hunde- und Katzenfelle vorlege. Und der Bundestag lehnte im September 2006 wieder einmal einen Antrag der Opposition für ein Importverbot ab (Antrag der Abgeordneten Undine Kurth, Bärbel Höhn, Ulrike Höfken, Renate Künast, Fritz Kuhn und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Einfuhrverbot für Katzen- und Hundefelle, Drucksache 16/841). 
Von Seiten der EU-Kommission war schon mehrfach zu vernehmen, dass ein EU-weites Importverbot ins Auge gefasst werde. Im Mai 2005 diskutierte der EU-Agrarministerrat die Frage eines möglichen Einfuhrverbotes für Hunde- und Katzenfelle aus China. Er bat die Mitgliedsstaaten um Informationen um die rechtliche Seite eines Verbotes zu prüfen (http://www.europa.eu.int/comm/food/animal/welfare/international/index_en.htm#furs). EU-Kommissar Kyprianou betonte sein persönliches Interesse an einem Ende des grausamen Handels (Intergroup on the Welfare and Conservation of Animals. Report of the 2219th session, 15th February 2006). Im Animal Welfare Action Plan, den die Kommission 2006 herausgegeben hat steht allerdings nur die Intention, in Anbetracht der Besorgnisse der Bevölkerung einen Bericht zu veröffentlichen (Communication from the commission to the European Parliament and the Council on a Community Action Plan on the Protection and Welfare of Animals 2006-2010 (SEC(2006) 65), Brussels, 23.1.2006, COM(2006) 13 final). Noch immer fehlt das klare Bekenntnis der Kommission, rechtliche Maßnahmen in naher Zukunft ergreifen zu wollen.
Der Deutsche Tierschutzbund wird sich weiterhin für ein baldiges, generelles – nationales und europäisches - Einfuhrverbot für Hunde- und Katzenfelle einsetzen.
